
Kleine Anfrage
der Abgeordneten Joana Cotar, Uwe Schulz, Dr. Michael Espendiller und der 
Fraktion der AfD

Umsetzung des DigitalPakts Schule und der Schulcloud

Die Digitalisierung in Deutschland, vor allem in deutschen Schulen, sollte ei-
gentlich durch den DigitalPakt Schule auf den neuesten Stand der Technik ge-
bracht werden. Ein Jahr nach dessen Verabschiedung zeigt sich nach Ansicht 
der Fragesteller schmerzlich, dass sich die Versäumnisse der Vergangenheit bei 
der Umsetzung und Ausgestaltung des DigitalPakts rächen (https://www.deutsc
hlandfunk.de/digitalisierung-an-schulen-versaeumnisse-raechen-sich-in.680.de.
html?dram:article_id=472972). Nun, da während der Corona-Pandemie alle 
Schulen geschlossen bleiben, versuchen die Schulleiter und Lehrer den Unter-
richt digital fortzusetzen (ebd.). Allerdings sind die gegenwärtigen Rahmenbe-
dingungen für einen digitalen Unterricht problematisch (ebd.).
Laut dem Finanzbericht 2020 (https://www.bundesfinanzministerium.de/Conte
nt/DE/Downloads/Broschueren_Bestellservice/finanzbericht-2020.pdf;jsessioni
d=1A699230DAC9D359874A0C7233699525.delivery1-master?__blob=public
ationFile&v=3, Seite 147) zielten Bund und Länder mit dem DigitalPakt Schule 
„auf eine bessere Ausstattung der Schulen mit digitaler Technik und einen In-
novationsschub im System der allgemeinen und der beruflichen Bildung ab. 
Um dieses Ziel zu erreichen, haben Bund und Länder die Verwaltungsvereinba-
rung für den DigitalPakt unterzeichnet.“ Die Umsetzung sollte, so der Finanz-
bericht (Seite 147), „gemäß spezifischer Förderbekanntmachungen des jeweili-
gen Landes auf der Basis der Bund-Länder-Vereinbarung“ erfolgen. Der Bund 
stellte daher insgesamt 5 Mrd. Euro über einen Zeitraum von fünf Jahren zur 
Verfügung. Allein in dieser Legislaturperiode sollen 3,5 Mrd. Euro zur Ausge-
staltung der Digitalisierung an die Länder fließen (ebd., S. 147). Laut dem Fi-
nanzbericht 2020 sollen mit den zur Verfügung gestellten Mitteln „insbesonde-
re digitale Lehr- und Lern-Infrastrukturen wie WLAN und stationäre Endgeräte 
wie interaktive Tafeln oder Beamer“ gefördert werden (ebd., S. 147). Aller-
dings wurden die Mittel nur zu einem Bruchteil durch die Länder abgerufen 
(https://www.behoerden-spiegel.de/2020/03/13/bitkom-umsetzung-des-digitalp
akts-schule-hakt/#).
Auch die 2016 geplante bundesweite Schulcloud des privaten Hasso-Plattner-
Instituts (HPI) bekommt, bedingt durch die Corona-Pandemie, offensichtlich 
einen Anschub (https://www.tagesspiegel.de/wissen/unterricht-in-der-coronakri
se-konkurrenzkampf-im-virtuellen-klassenraum/25723772.html). Das Bundes-
ministerium für Bildung und Forschung (BMBF) unterstützt nun die digitale 
Infrastruktur mit einer 15-Mio.-Euro-Subvention, wovon auf die HPI-Cloud 
rund 12,75 Mio. Euro der Subvention entfallen (ebd.).
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Wir fragen die Bundesregierung:
 1. Mit welchen konkreten investitionsfördernden Maßnahmen außerhalb des 

DigitalPakts Schule will die Bundesregierung (Finanzbericht 2020, Seite 
159) zukünftig ihr Engagement in Bezug auf die Ausstattung der Schulen 
mit digitaler Technik aufrechterhalten (hier bitte eine Auflistung der Maß-
nahmen angeben)?

 2. Gehen, aufgrund der gegenwärtigen problematischen Rahmenbedingungen 
für einen digitalen Unterricht (siehe Vorbemerkung der Fragesteller), Bund 
und Länder von dem bewusst gewählten Weg einer pädagogisch-
qualitativen Zielsetzung in Bezug auf eine Bewilligung von Förderungen 
ab und erleichtern den Schulen bzw. Schulträgern somit die Bewilligung 
von Fördermitteln durch den DigitalPakt Schule (https://www.bmbf.de/de/
wissenswertes-zum-digitalpakt-schule-6496.php)?
Wenn nein, warum nicht, und könnte im Zusammenhang mit der Corona-
Pandemie und der Ungewissheit, wann die Schulen wieder mit dem Regel-
unterricht beginnen können, von den Zielsetzungen Abstand genommen 
werden, um eine schnelle und unbürokratische Hilfe zu ermöglichen?

 3. Teilt die Bundesregierung die Ansicht der Fragesteller, dass es bei der Be-
antragung von Fördermitteln aus dem DigitalPakt Schule zu hohe bürokra-
tische Förderbedingungen gibt und daher die Schulen bzw. Schulträger nur 
Mittel in Höhe von etwa 7 Mio. Euro abgerufen haben (was in etwa 1 Pro-
zentpunkt der ausgelobten Mittel entspricht) und somit Fördermittel von 
lediglich drei Bundesländern abgerufen wurden (https://www.rnd.de/politi
k/corona-krise-zeigt-die-digitale-schule-lauft-nur-schleppend-S5UH5YOL
55F6BKBUDIQQF25Y3E.html)?
Wenn ja, welche Maßnahmen wird die Bundesregierung in Zusammenar-
beit mit den Bundeländern ergreifen, um diese bürokratischen „Hürden“ 
bei Förderansuchen zu minimieren?

 4. Aus welchem konkreten Grund wurde nach Ansicht der Bundesregierung 
von den vom Bund zur Verfügung gestellten 5 Mrd. Euro (vgl. Vorbemer-
kung der Fragesteller) lediglich ein Bruchteil der Summe durch die Länder 
abgerufen, und welche Länder haben in welcher Höhe Bundesfördermittel 
aus dem DigitalPakt Schule seit Inkrafttreten des DigitalPakts Schule ab-
gerufen (bitte nach Höhe der beantragten und ausgezahlten Fördermittel 
und Bundesländern auflisten)?

 5. Von welchem Fördervolumen (Mittalabfluss) aufgrund von Mittelbewilli-
gungen durch die Länder geht das BMBF für die Jahre 2020, 2021 und 
2022 aus, und teilt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang die An-
sicht der Fragesteller, dass eine digitale Ausgestaltung als auch die digitale 
Aufwertung von Bildungseinrichtungen unerlässlich ist?

 6. Teilt die Bundesregierung die Ansicht der Fragesteller, dass bei besserer 
Annahme der Förderungen des DigitalPakts Schule durch die Schulen 
bzw. Schulträger in den Ländern die Corona-Krise zumindest für die Schu-
len, Schüler und Lehrkräfte hätte abgefedert werden können?
Wenn nein, warum nicht?
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 7. Kann die Bundesregierung darüber Auskunft erteilen, wie viele Schulträ-
ger (privat und öffentlich) bis Anfang April 2020 Fördermittel aus dem Di-
gitalPakt Schule beantragt haben, und wenn ja, von wie vielen Schulträ-
gern wurden bis Anfang April 2020 Fördermittel beantragt (bitte die 
Schulträger nach Bundesländern und den beantragten Fördermitteln auflis-
ten)?
Wenn nein, warum kann die Bundesregierung in Bezug auf die Hauptfrage 
keine Auskunft erteilen?

 8. Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, welche konkreten Infrastruk-
turprogramme durch die Länder an den einzelnen Schulen (privat und öf-
fentlich) seit Inkrafttreten des DigitalPakts Schule gefördert wurden, und 
wenn ja, welche konkreten Infrastrukturprogramme wurden durch die Län-
der gefördert?

 9. Kann die Bundesregierung Auskunft darüber erteilen, ob durch die Förder-
mittel des DigitalPakts Schule auch mobile Endgeräte für Schüler und 
Lehrkräfte gefördert wurden, und wenn ja, wie viele Endgeräte wurden für 
Schulen gefördert (bitte die Schulen bzw. Schulträger nach Bundesländern 
und den beantragten Fördermitteln auflisten)?

10. Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, ob, ähnlich wie in Österreich, 
ein gewisser prozentueller Anteil der sechs- bis 14-jährigen Schüler über 
Fernunterricht nicht von den Schulen erreicht werden oder nicht auf die 
Angebote der Schulen antworten (https://www.krone.at/2133402)?
a) Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, wie viele Schüler 

bundesweit an einem „Fernunterricht“ teilnehmen, und wie viele Schü-
ler bundesweit somit von den Schulen erreicht werden können, und 
wenn ja, wie viele Schüler nehmen bundesweit an Fernunterrichten teil 
und werden somit von den Schulen erreicht (bitte nach Schultypen und 
Bundesländern auflisten)?

b) Wenn ja, um wie viele Schüler handelt es sich dabei, und aus welchen 
konkreten Gründen können diese Schüler nicht von der Schule erreicht 
werden oder können nicht auf die Angebote der Schulen antworten?

11. Hat die Bundesregierung während der Corona-Krise geplant, Familien mo-
netär oder durch Sachleistungen zu unterstützen, die keine Endgeräte für 
schulpflichtige Kinder haben, und wenn ja, wie sehen die Planungen der 
Bundesregierung diesbezüglich aus?

12. Könnte eine geplante Sach- oder Monetärleistung (Frage 11) aus dem Son-
dervermögen Digitale Infrastruktur erfolgen, und wenn ja, in welcher Hö-
he und nach welchen Kriterien könnten hier Gelder ausgelobt und bean-
tragt werden?
Wenn nein, warum nicht?

13. Welche hilfreichen Erkenntnisse in Bezug auf den DigitalPakt Schule und 
seine Umsetzung sowie Förderung konnte die Bundesregierung bislang 
aus der Corona-Pandemie ziehen, und welchen Handlungsbedarf in Bezug 
auf die digitale Ausgestaltung von Schulträgern konnte die Bundesregie-
rung erkennen?

14. Plant die Bundesregierung in Zusammenarbeit mit den Bundesländern eine 
Evaluierung des DigitalPakts Schule oder eine Novellierung des Digital-
Pakts Schule hin zu einem DigitalPakt Schule 2.0?
a) Wenn ja, wann kann mit einer diesbezüglichen Umsetzung durch Bund 

und Länder gerechnet werden?
b) Wenn nein, warum nicht?
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15. Können Schulen bzw. Schulträger Hilfestellungen bei Bundeseinrichtun-
gen im Zusammenhang mit der Erarbeitung und Erstellung von technisch-
pädagogischen Konzepten nachfragen, und wenn ja, bei welchen Bundes-
einrichtungen können solche Hilfestelllungen nachgefragt werden, und 
welchen Inhalt haben diese Hilfestellungen konkret?
a) Wenn ja, wurden in diesem Zusammenhang schon Hilfestellungen bei 

der Erarbeitung und Erstellung von technisch-pädagogischen Konzep-
ten durch Schulen bzw. Schulträger nachfragt?

b) Wenn ja, wie viele Schulen bzw. Schulträger haben eine solche Hilfe-
stellung bereits in Anspruch genommen (bitte nach Ländern auflisten)?

16. Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, wie viele Schulen bis 
zum und seit dem Ausbruch der Pandemie an die Schulcloud des HPI an-
geschlossen wurden (bitte als Gegenüberstellung der Schulen, die vor und 
seit dem Ausbruch der Pandemie an die HPI-Schulcloud angeschlossen 
wurden nach Bundesländern aufschlüsseln)?

17. Gibt es, nach Kenntnis der Bundesregierung, auch andere Schulcloudlö-
sungen als die Schulcloud des HPI, und wenn ja, welche Schulcloudlösun-
gen werden gegenwärtig in den Schulen eingesetzt (bitte die Cloudanbieter 
unter Wahrung der Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse auflisten)?

18. Sind, nach Kenntnis der Bundesregierung, die Schulcloudlösungen des 
HPI oder anderer Anbieter kompatibel mit Lernplattformlösungen bzw. 
Learning-Management-Systemen, wie zum Beispiel Moodle oder ähnli-
chen Systeme?

19. Sind zukünftig Schulungen in Bezug auf Cloud- oder Lernplattformlösun-
gen bzw. Learning-Management-Systeme für Länder, Schulen, Lehrer und 
Schüler durch den Bund geplant, und wenn ja, welche?

20. Auf welcher konkreten Grundlage wird die Schulcloud des HPI durch das 
BMBF zumindest mit 12,5 Mio. Euro subventioniert (vgl. Vorbemerkung 
der Fragesteller)?

21. Greift durch die Subventionierung des Bundes (15 Mio. Euro, vgl. Vorbe-
merkung der Fragesteller) hier die Bundesregierung direkt in die digitale 
Infrastruktur und digitale Versorgung der Schulen ein, und wenn ja, aus 
welchem Grund, und aufgrund welcher Rechtsgrundlage?

22. Wie ist die Aussage der Bundesministerin für Bildung und Forschung Anja 
Karliczek in Bezug auf die Subventionierung der HPI-Schulcloud zu ver-
stehen, dass diese 15 Mio. Euro Subvention der Bundesregierung aus-
schließlich als Soforthilfe zu werten sei und diese bis zum Jahresende 
2020 befristet sei (https://www.tagesspiegel.de/wissen/unterricht-in-der-co
ronakrise-konkurrenzkampf-im-virtuellen-klassenraum/25723772.html)?

23. Werden andere Schulcloud- oder Lernplattform- bzw. Learning-Manage-
ment-Systeme durch das BMBF subventioniert, und wenn ja, in welcher 
Höhe werden die Subventionen verteilt?
Wenn nein, aus welchem konkreten Grund werden andere Anbieter von 
Schulcloud- oder Lernplattform- bzw. Learning-Management-Systemen 
nicht durch das BMBF subventioniert?

Berlin, den 21. April 2020

Dr. Alice Weidel, Dr. Alexander Gauland und Fraktion
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